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Abréviations

VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
por

SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Standerates

EFK Eidgendssische Finanzkontrolle

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

WBK-SR Kommission fir Wissenschaft, Bildung und Kultur des Sténderats

BASPO Bundesamt fur Sport

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

WEA Weiterentwicklung der Armee

AdA Angehorige(r) der Armee

RS Rekrutenschule

J+§ Jugend und Sport

WBK-NR Kommission flr Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

WK Wiederholungskurs

NDB Nachrichtendienst des Bundes
(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst fiir Analyse und
Prévention)

RP Rustungsprogramm

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats

CDF Contréle fédéral des finances

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national

CSEC-CE Etortnmission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des

ats

OFSPO Office fédéral du sport

PME petites et moyennes entreprises

DEVA Développement de I'armée

Militaire Militaire

ER Ecole de recrues

J+§ Jeunesse et Sport

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

CR Cours de répétition

SRC Service de renseignement de la Confédération
(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

PA Programme d’armement
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MOTION
DATE: 25.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Chronique générale

Eléments du systéme politique

Ordre juridique
Sécurité extérieure

Josef Dittli (fdp, UR) schlug mit seinem Vorschlag, innerhalb der Armee ein
Cyberdefence-Kommando einzurichten, einen eigentlichen Paradigmenwechsel vor.
Bereits seit Jahren war der Bund bestrebt, im Bereich Cyber-Kriminalitat neue Wege zu
gehen und den sich verandernden technologischen Entwicklungen Rechnung zu tragen,
indem beispielsweise die Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken
(NCS) lanciert wurde. Eine eigentliche Cyber-Armee wurde jedoch in diesen Prozessen
noch nicht konzipiert. Mit der fortschreitenden Digitalisierung und den damit
ausgeldsten Datenverschiebungen mussen Sicherheitsaspekte im Cyber-Bereich jedoch
zunehmend angesprochen sowie entsprechende Massnahmen vorgesehen werden.
Dittli wollte innerhalb des VBS und der Armee eine eigene Truppe zur Cyberabwehr
aufbauen. Er leitete die Notwendigkeit seines Vorschlags aus dem Verfassungsauftrag
an die Armee ab. Ein professionalisiertes Kommando mit 100 bis 150 Cyberspezialisten
soll, flankiert von einer 400-600 AdA-starken Cybertruppe, die sensiblen
Infrastrukturen schiutzen. Die Ausbildung dieser Spezialisten soll Uber eine eigens zu
schaffende Cyber-RS erfolgen. Sieben Punkte fihrte der Motionéar an, die eine solche
Cyber-Einheit erflllen kénnen muss: Eigene Systeme jederzeit schitzen; eigenstandige
Cyberoperationen durchfihren (z. B. Cyberaufklarung, -verteidigung, aber auch
-angriff); den NDB unterstitzen; Unterstitzungsleistungen weiterer Betreiber kritischer
Infrastrukturen; zivile Behdrden in Cyberangelegenheiten unterstitzen. Daflr soll die
Armee einerseits Kooperationen mit dem Forschungsplatz, aber auch dem
Hochschulbereich eingehen und andererseits Vorbereitungen treffen, damit eine
solche militérische Cyber-Einheit konzipiert werden kann. Dittli schlug also eine
eigentliche Cyber-Armeeeinheit vor, daneben war auch eine Motion von Standerat Eder
(fdp, ZG) héangig, der sich im Cyber-Bereich ein Kompetenzzentrum wilinschte. Diese
Motion wurde vom Stadnderat bereits dem Zweitrat Gberwiesen.

Der Bundesrat zeigte sich in seiner Antwort auf den Vorstoss skeptisch. Elemente der
Zielvorgabe wirden gegenwartig mit einem Aktionsplan Cyberdefence angegangen,
dieser erfllle weite Teile der Motion. Bezuglich der Anliegen die Truppe betreffend
(Verfligbarkeit, Starke, Milizprinzip) seien daher die néchsten Schritte in der Umsetzung
des Aktionsplans, wie sie bis 2020 vorgesehen sind, abzuwarten. Hinsichtlich der
Einrichtung eines eigenen Kommandos zeigte sich die Regierung offener, man musse
aber auch hier abwarten, wie sich solche Leitungsstrukturen in ein Gesamtgeflige
integrieren liessen. So sprach sich der Bundesrat noch gegen die Motion aus, hielt sich
aber die Moglichkeit offen, bei einer allfalligen Annahme im Erstrat via das VBS
zuhanden des Zweitrats noch auf den Motionstext Einfluss zu nehmen.

Die Ratsdebatte wurde mit einem Ordnungsantrag Héche (sp, JU) erdffnet, der die
Motion der zustandigen SiK zur Vorprifung zuweisen wollte. Héche wollte nicht
mehrspurig fahren und nicht neben den Prozessen um den Aktionsplan des
Bundesrates und der zuvor angenommenen Motion Eder (fdp, ZG) zusétzlich auch noch
einen Prozess zur Schaffung einer Cyber-Armee anstossen. Der Motionér entgegnete
jedoch, dass sich die Ziele der Motion Eder nicht mit denjenigen seiner eigenen
Uiberschneiden wiirden, da er sich eben auf den Bereich Armee beschranke. Im Ubrigen
hatte sich ja die Regierung offen gegenlUber der Motion gezeigt und einzig an der
Cyber-RS Anstoss genommen. Der Ordnungsantrag wurde nicht angenommen, damit
konnte der Vorstoss materiell behandelt werden.

Der Motionar verteidigte sein Anliegen mit der Einschatzung, dass nicht klar sei, was der
Bundesrat und das VBS im Cyber-Bereich erreichen wollen. Zwar werde viel
unternommen, auch gerade bezluglich der Rollendefinition der Armee und ihrer
Funktionen in der Cyberabwehr, offen sei jedoch, wie die Starken der Miliz einbezogen
werden kénnen. Der Aktionsplan Cyberdefence sei laut Dittli (fdp, UR) .in Ordnung”,
jedoch sei kaum etwas Uber seinen Inhalt bekannt. Dass ein wesentlicher Teil seiner
Motion bereits in anderen Prozessen umgesetzt wird, begrisste er, aber das wichtige
und titelgebende Anliegen seines Vorstosses, ein Cyber-Kommando in die
Armeestrukturen einzubinden, sei eben noch nicht angedacht. Ebenso fehle in der
Debatte Uber die Moglichkeiten, IT-Spezialisten zu finden und auszubilden, die Priafung
einer Cyber-RS. Es gebe schliesslich bereits IT-Spezialisten in den Rechenzentren von
Bund und VBS, eine systematische armeenahe Cyber-Ausbildung fehle jedoch komplett.
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Er sah denn auch einen Steilpass in der gedusserten Bereitschaft der Regierung, im
Falle einer Annahme seiner Motion noch Anderungsvorschlage zuhanden der SiK-NR zu
machen. Diesen Steilpass musste der Standerat ,also der Sache zuliebe annehmen”.
Ratskollege Ettlin (cvp, OW) blies ins gleiche Horn. Es gebe bereits heute monatlich
tausende Cyberangriffe auf diverse kritische Strukturen und er finde die Argumentation
der Regierung, eine Cyber-RS sei nicht moglich, da sie sich nicht in die bestehenden
Ausbildungsmodelle der Armee einflgen lasse, .speziell”. Die Annahme neuer
Herausforderungen, auch im Bereich (Cyber-)Verteidigung sei wichtig, so der
Obwaldner weiter.

Verteidigungsminister Parmelin argumentierte vergeblich mit den bestehenden
Arbeiten und der Bereitschaft, den Weg der Cyberabwehr weiter gehen zu wollen. Das
Ratsplenum nahm die Motion mit 34 zu 7 Stimmen deutlich an.’

Ein Cyberdefence-Kommando innerhalb der Strukturen der Armee zu etablieren, stiess
bei der SiK des Nationalrates grundsatzlich auf Zustimmung. Jedoch sahen die
Sicherheitspolitikerinnen und -politiker noch Prazisierungspotenzial beim Text der
Motion Dittli (fdp, UR). So soll statt von einem Kommando von einer «Cyber-
Organisation» die Rede sein. Ferner sei der Begriff «Cyber-Bataillon» unzutreffend,
weil dadurch suggeriert werde, dass eine autonome Formation errichtet wiurde.
Hingegen sei vorgesehen, dass I[T-Spezialisten der Verwaltung und des Militars
zusammen zum Einsatz kommen wirden. Schliesslich wollte die Kommission darauf
verzichten, eigens eine Cyber-RS durchzufiihren. Stattdessen sollten AdA, die ein Talent
im Cyber-Bereich hatten, erst spater eine armee(fach)spezifische Cyberausbildung
erhalten und in einem weiteren Schritt einer Cyber-Einheit zugeteilt werden. Mit
diesen Anderungen gelangte die SiK einstimmig ans Ratsplenum.

In der Nationalratsdebatte folgten nur die notigsten  Wortmeldungen.
Kommissionssprecher Dobler (fdp, SG) fasste die zentralen Punkte zusammen. Weil die
von der Kommission vorgeschlagenen Anderungen vom Bundesrat angeregt worden
waren und in der Kommission Einigkeit geherrscht hatte, konnte der St. Galler auf die
Unterstitzung seiner Kommissionskolleginnen und  -kollegen zadhlen. Dem
Verteidigungsminister blieb nur Ubrig, die nunmehr von der Regierung mitgetragenen
Anderungen zur Annahme zu empfehlen und die Abkehr von der zuvor herrschenden,
ablehnenden Meinung bekannt zu geben. In der Folge wurde die Motion im Nationalrat
angenommen, wobei sie in der kleinen Kammer aufgrund der vorgenommenen
Anderungen nochmals traktandiert werden musste. 2

In der Frihjahrssession 2018 des Sténderates war die Beschlussfassung zu einem
Cyberdefence-Kommando nur noch Formsache. Der Motionér selbst, aber auch die
standeréatliche SiK, zeigten sich mit der vom Nationalrat veranderten Fassung
einverstanden. Weil der Standerat selbst zuvor bereits einmal dem Anliegen zugestimmt
hatte und nun auch in der Standekammer seitens des Verteidigungsministers grines
Licht gegeben wurde, galt die Motion schon beinahe als angenommen. Ohne
Gegenstimme wurde sie denn auch abgesegnet. *

Armée

Armée et société

Der Nationalrat hat im Marz eine Motion Brunner (svp, SG) "Schweizer Frischmilch fiir
die Schweizer Armee" angenommen. Der Landwirt wollte durchsetzen, dass den
Armeeangehorigen bei Frihstlicksmahlzeiten fortan frische Milch ausgeschenkt wird
und nicht eine Pulvermilchmischung. Diese sei "enttduschend und wassrig", so die
Einschatzung Brunners, die von 24 Mitunterzeichnenden geteilt wurde. Frische Milch
sei Uberdies der guten Truppenmoral zutréaglich, weswegen Milchpulver ausgemustert
werden soll. Der Bundesrat entgegnete in seiner Antwort, dass angesprochenes Pulver
in einer Schokoladenmilch-Mischung noch verwendet wiirde, jedoch nur auf Ubungen
und nicht solange die Truppe stationar untergebracht ist. Er verwies aber auch auf
einen Entscheid der Armeeflhrung, dass in der Regel ohnehin Schweizer Produkte zur
Verpflegung berlcksichtigt werden. Die Motion unterstitze er nicht. Anlasslich der
Ratsdebatte gelang es Toni Brunner aber eine Mehrheit von seinem Ansinnen zu
Uberzeugen, wenngleich er zugab, dass die Wichtigkeit der parlamentarischen
Geschéafte variiere und dieses wohl nicht zu den wichtigsten gehdére. Der anwesende
Verteidigungsminister  erklarte, dass vorwiegend praktische Grinde zum
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Ablehnungsantrag des Bundesrates geflihrt hatten. Mit 112 zu 68 Stimmen kam die
Motion jedoch durch, wenn auch nicht so "einhellig", wie es sich Brunner bei seinem
Antrag gewlnscht hatte. *

Nationalrat Caroni (fdp, AR) hatte im Juni 2015 und damit noch vor seiner Wahl in den
Sténderat eine Motion eingereicht, mit der der Bundesrat beauftragt werden soll,
rechtliche Grundlagen zu schaffen, damit Angehoérigen der Armee Arbeitszeugnisse fir
ihre geleisteten Dienste ausgestellt werden kénnen. Darin sah der Motionér - selbst
Fachoffizier im Rang eines Majors - eine Stérkung der Vereinbarkeit von Beruf und
Militéardienst. Es gelte zudem eine Ungerechtigkeit gegenlber Zivildienstleistenden
auszumerzen, die fur ihre Dienstleistungen Zeugnisse erhalten. Der administrative
Aufwand wurde von Caroni selbst als klein eingeschatzt, da ohnehin militérische
Qualifikationen erstellt werden und diese Dokumente mit wenig Aufwand so gestaltet
werden konnten, dass sie gegenlber zivilen Arbeitgebern verwendet werden kénnen.
Der Bundesrat war nicht ganz gleicher Meinung. Zwar teilte er den Grundsatz, dass
Militardienst und Erwerbstéatigkeit vereinbar sein sollen und dies ein wichtiges Prinzip
der Milizarmee sei, er beantragte jedoch mit Verweis auf bereits bestehende
Méglichkeiten die Ablehnung der Motion. Bereits zum Zeitpunkt deren Einreichung
konnten  Armeeangehdrige Leistungsnachweise verlangen, mit denen ein
Zusammenhang zwischen militarischer Ausbildung und zivilen Fahigkeiten hergestellt
wird. Den Absolventinnen und Absolventen der hoheren Kaderausbildung
beispielsweise wirden solche Dokumente bereits ausgehandigt. Entgegen der
Einschatzung des Motionérs zeigte sich der Bundesrat besorgt Gber den Aufwand einer
Anpassung des Qualifikationswesens, der in "keinem Verhéltnis zum allfalligen Nutzen"
stehe.

Das von Corina Eichenberger (fdp, AG) Ubernommene Geschaft wurde in der
Herbstsession 2016 im Nationalrat behandelt und angenommen. Der Aargauer Liberalen
gelang es, das Anliegen durchzubringen, indem sie die Vereinbarkeit von Beruf und
Militarlaufbahn als zentral bewarb. Arbeitszeugnisse kdonnten sich zudem als Anreiz
positiv auf die Motivation der Dienstleistenden auswirken. Verteidigungsminister
Parmelin schaffte es nicht, die ablehnende Haltung der Regierung hinreichend zu
verteidigen. Mit 114 Ja-Stimmen gegen 71 Nein wurde die Motion an den Standerat
Gbergeben. ®

Die FDP-Liberale Fraktion hatte im September 2015 eine Motion eingereicht, mit der
die Mittel fir den Nachrichtendienst des Bundes (NDB) aufgestockt oder zumindest
nicht gekirzt werden sollten. Sicherheit sei eine Kernaufgabe des Staates und
deswegen dirften die Ressourcen fur den NDB nicht angetastet werden. Die FDP wollte
mit ihrem Vorstoss sicherstellen, dass der NDB die nétigen Abklarungen zum
terroristischen Risikopotential von Asylsuchenden und Kontingentsfliichtlingen
glaubwdirdig durchfuhren kann. Die Partei setzte damit an zwei frihere Vorstosse an, in
denen sie bereits Bedenken zur sicherheitspolitischen Lage in der Schweiz aufgrund
der Migrationsstrome gedussert hatte (Ip. 15.3546 und 15.3547). Seit der Beantwortung
dieser beiden ahnlich lautenden Interpellationen habe sich die Lage noch verscharft,
befurchtete die FDP, und weil unter dem Deckmantel Asylsuchender moglicherweise
auch Terroristen in die Schweiz einreisen wirden, sollte die Regierung aktiv werden. Da
im Bundeshaushalt Sparbemihungen ndtig sein werden, wollte die FDP mit dieser
Motion erneut mit Nachdruck eine Budgetkirzung beim NDB verhindern.

Der Bundesrat zeigte in der Stellungnahme Verstandnis fur das Anliegen und raumte
ein, dass nicht ausgeschlossen werden kénne, dass auch Personen in die Schweiz
einreisten, die ein Sicherheitsrisiko bedeuteten. Er sah jedoch zum damaligen
Zeitpunkt keine Maoglichkeit fur eine Aufstockung der Mittel fur den NDB, unter
anderem, weil bereits Anfang Januar 2015 sechs zusatzliche Stellen beim NDB zur
Starkung der Terrorabwehr geschaffen worden seien. Zudem wirden die kantonalen
Polizeikorps finanziell unterstitzt. Die Motion wurde entsprechend zur Ablehnung
beantragt.

Dies wurde vom Nationalrat jedoch nicht goutiert, er Uberwies die Motion mit 128 zu 63
Stimmen und einer Enthaltung deutlich. Sprecherin Eichenberger (fdp, AG) nannte in
der kurzen Darstellung des Antrags eine Reihe von Vorfallen mit terroristischem
Hintergrund, beispielsweise jene in Wirzburg/D oder Ansbach/D, oder auch ein
verhindertes Attentat in Paris/F. Die personelle Aufstockung beim NDB und den
finanziellen Support zugunsten der Kantone wdrdigte sie als positiv, aber dies gentge
nicht, weil der NDB immer noch personell unterbesetzt sei. Verteidigungsminister
Parmelin verwies vergeblich auf die von der Regierung aufgenommenen Tatigkeiten zur
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Terrorismuspravention, die sich unter anderem in der Schaffung von insgesamt 86
Stellen manifestiere, und vertrat damit die Ansicht der Regierung, dass die Motion nicht
notig sei. Mit dem nationalratlichen Votum ging das Geschéft in den Standerat. ¢

Ob Angehorigen der Armee Arbeitszeugnisse auszustellen seien, musste der Sténderat
im FrUhjahr 2017 beurteilen. Nachdem der Nationalrat die Motion Caroni (fdp, AR)
angenommen hatte, gab es in der kleinen Kammer Gegenwind. Nicht jedoch materiell:
Die Motion wurde abgelehnt, weil in der Zwischenzeit die Forderungen soweit erflllt
werden konnten, dass der Motionér selbst - inzwischen Standerat - anerkannte, dass
die Motion hinféallig geworden sei. SiK-Sprecher Baumann (cvp, UR) referierte im Saal
Uber die Neuerungen, die im Rahmen der WEA umgesetzt werden. Fur Armeekader
werden kinftig sogenannte Bildungs- und Kompetenznachweise ausgehandigt, in denen
die im Dienst erlernten Selbst- und Sozialkompetenzen festgehalten werden. Es handelt
sich also dabei bereits um einen Leistungsnachweis im Sinne eines Arbeitszeugnisses.
Mit 9 zu O Stimmen und 2 Enthaltungen wurde von der Kommission beantragt, die
Motion abzulehnen. Kurz kam noch der Motionar selbst zu Wort. Er stellte fest, dass
eine gesetzliche Grundlage fehle. Arbeitszeugnisse wirden zwar grundsatzlich
ausgestellt, aber im Gegensatz zum Zivildienstbereich, wo das Ausstellen von
Arbeitszeugnissen gesetzlich verankert ist, fehle eine entsprechende Bestimmung im
Bereich der Militdrgesetzgebung. So wollte Caroni (fdp, AR) denn vom
Verteidigungsminister wissen, ob eine solche Norm nicht noch in die
Ausfuhrungsgesetzgebungen der WEA eingefigt werden kénnte. Parmelin teilte die
Ansicht Caronis und wollte beim VBS abklaren lassen, ob dies auch tatséchlich in die
entsprechende Verordnung einfliessen wirde. Er zeigte sich ebenfalls Uberzeugt, dass
eine solche Vorgabe gemacht werden musste. Daraufhin gab es keine Reaktionen mehr
und das Geschaft konnte als abgelehnt ad acta gelegt werden.’

Nationalrat Béglé (cvp, VD) sorgte sich um die digitale Infrastruktur der Armee,
weswegen er im Herbst 2017 eine Motion dazu formuliert hatte. Konkret stellte der
Christlichdemokrat auch einen Zusammenhang zu den neu zu beschaffenden
Kampfflugzeugen her, weil gerade diese weitestgehend Uber Bordcomputer
funktionieren und gesteuert werden. Der Motionér sah eine Gefahr darin, dass viele
Bestandteile, die die Armee verwendet, von ausléandischen Herstellern stammten und
es nicht auszuschliessen sei, dass in elektronischen Steuerelementen auch versteckte
Funktionen eingebaut wirden, die unter Umstanden aktiviert werden kénnten, um die
Systeme fernzusteuern oder zu stéren. Gerade bei Fliegern sei das eine grosse Gefahr.
Zwar sei das zu Friedenszeiten nicht wahrscheinlich, so der Motionér, falls es aber in
den Herstellerstaaten zu einer Destabilisation kommen wirde, kénnten solche
Szenarien eintreffen. Es sei deswegen notwendig, gerade bei der Beschaffung neuer
Kampfjets ein zusatzliches Kriterium hinzuzufligen. Neben der geforderten Leistung
und dem Preis der Jets sollte auch die ,digitale Unabhéangigkeit” ausschlaggebendes
Kriterium sein. Zusatzlich sollte mit der Motion der Bundesrat aufgefordert werden, far
zahlreiche andere Systeme Massnahmen zu ergreifen, um sie vor Cyberangriffen zu
schitzen.

Der Bundesrat zeigte sich in seiner Stellungnahme einsichtig und &usserte das
Bewusstsein der Regierung um diese Gefahren und Entwicklungen. Entsprechend habe
sie bereits Schritte unternommen, um diesen Cyberrisiken zu begegnen. Es wurde auch
auf den Bericht der Expertengruppe Uber die Luftverteidigung der Zukunft verwiesen,
wo man sich namentlich um Aspekte der Risiken bezlglich der computergestitzten
Software in Kampfjets gewidmet hatte. Der Bundesrat zeigte sich zwar einsichtig
bezuglich der Notwendigkeit, die digitalen Infrastrukturen zu schitzen, er beantragte
dem Parlament jedoch, die Motion abzulehnen. Die Regierung stellte sich auf den
Standpunkt, dass es unmoglich sei, gewollte oder ungewollte Schwachstellen in
computergestitzten Systemen ausfindig zu machen sowie dass es zahlreiche
koordinierte Massnahmen brauche, um derartige Risiken im Cyberbereich zu
minimieren. Vor dem Hintergrund anderer in die Wege geleiteter Massnahmen im
Cyberbereich wollte man jedoch weitere Ergebnisse abwarten. Die Motion Béglé solle
dem nicht vorgreifen.

Im Nationalrat gab es kaum eine Debatte zum Geschéaft, es dusserten sich lediglich der
Motionar und der Verteidigungsminister. Ersterer warb dabei erfolgreich fir sein
Anliegen, so dass ihm die Nationalratinnen und Nationalrate folgten und mit 91 zu 76
Stimmen die Motion annahmen. Acht enthielten sich.
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FDP-Nationalrat und IT-Kenner Marcel Dobler (fdp, SG) hatte im Frihjahr 2018 eine
Motion eingereicht, um das Urlaubswesen der Armee zu vereinfachen. Seiner Meinung
nach sollten Verwaltungsstellen der Armee, respektive Offiziere, die ein Kommando
flhren, eine geeignete Software nutzen, um administrativen Aufwand zu begrenzen. Der
Motionar erhoffte sich zudem eine Attraktivitatssteigerung der Armee: Weil sich der
ausserdienstliche Kontakt zwischen den Dienstpflichtigen und der Kommandostelle
durch die Nutzung einer entsprechenden Software vereinfachen lasse, kénne der
Nachwuchsbedarf besser gesichert werden. Dobler merkte an, dass der vordienstliche
Aufwand fur die Behandlung von Urlaubsgesuchen flr anstehende WK flr die
Milizoffiziere sehr aufwendig sei und eine computergestitzte Losung eben eine grosse
Zeitersparnis bieten wirde.

Der Bundesrat teilte Doblers Einschatzung, dass der Arbeitsaufwand ausserhalb der
eigentlichen Dienstzeit gross ist und dass dessen Reduktion positiv fir die Armee ware.
Gleichwohl wurde dem Parlament die Ablehnung der Motion beantragt, weil die
geforderten Massnahmen bereits in Umsetzung seien. Die Armee habe bereits seit
geraumer Zeit entsprechende Programme in Betrieb und flr die betroffenen Personen
Zugange geschaffen. Das Programm «Mil-Office» wurde weiterentwickelt und verflige
inzwischen Uber eine Schnittstelle mit dem administrativ wichtigen Personal-
Informationssystem der Armee (Pisa). So kdnnen zahlreiche Mutationen direkt
verarbeitet werden. Per Ende 2018 soll diese Plattform operativ werden. Ebenso seien
die Arbeiten eines neuen Projekts «mymilo» weit fortgeschritten: Diese Applikation soll
es Angehdrigen der Armee (AdA) ermdglichen, unkompliziert und via Smartphone oder
PC samtliche Gesuche zu bearbeiten. Letzteres Angebot soll per 2019 realisiert werden.
Diese beiden Schritte wirden die Anliegen der Motion bereits erflllen, weitere
Entwicklungen in diesem Bereich fihrten zu Redundanz.

In der Ratsdebatte liess der Motionar die Ratskolleginnen und -kollegen an einer
personlichen Geschichte teilhaben, die ihn zur Lancierung dieses Vorstosses bewegt
hatte: Dobler hatte Kontakt mit einem Milizoffizier, dieser ebenfalls mit IT-Kenntnissen,
der viel Zeit fur seine nebenberufliche Aktivitdt in der Armee aufwenden musste.
Kurzerhand programmierte dieser fur seine eigene Formation eine entsprechende
Plattform, die ihm - laut eigenen Angaben - eine Zeitersparnis von 80 Prozent
einbrachte. Entgegen der Stellungnahme des Bundesrates sei Mil-Office ungeeignet fur
die Bearbeitung von Urlaubs- und Dienstverschiebungsgesuchen. Ferner &usserte
Dobler seinen Unmut dariber, dass keine Experten in die Vorgénge involviert worden
waren.

Verteidigungsminister Parmelin vermochte daraufhin die Stimmung im Saal nicht mehr
zu beeinflussen. Die Motion wurde mit 187 Stimmen einstimmig angenommen, ein
wahrer Wink mit dem Zaunpfahl seitens der Volkskammer. Die Motion gelangt nun an
den Standerat. °

Die SiK-SR befasste sich im Oktober 2018 mit der Motion Dobler (fdp, SG), mit der
dieser das Urlaubswesen der Armee vereinfachen wollte. Um sich eine bessere
Entscheidungsgrundlage zu schaffen, wurden diverse Vertreterinnen und Vertreter von
Armee und VBS angehdrt, neben der in Kommissionssitzungen tblichen Prasenz des
zustandigen Departementschefs. Die Kommissionsmitglieder wurden darlber ins Bild
gesetzt, dass bereits angestossene Neuerungen im Informatikbereich der Armee die
geforderten Losungen bereits implementieren wirden. Die Koordination der
Urlaubsgesuche sei mit der Weiterentwicklung der Systeme «Mil-Office 5» und
«mymilo» bereits vollzogen worden, weswegen die Motion hinféllig geworden sei.
Darum beantragte die Kommission dem Ratsplenum einstimmig die Ablehnung der
Motion.

In der Wintersession befasste sich der Standerat mit dem Vorstoss, wobei sich keine
Diskussion etablierte. Einzige Wortmeldung waren die Ausfihrungen von
Kommissionssprecher Dittli (fdp, UR), der eine recht umfassende Darstellung der
laufenden Projekte lieferte. Der Verteidigungsminister beliess es bei der Bekraftigung,
dass die besagte Forderung bereits in Umsetzung sei - grundsatzlich sperre man sich
nicht gegen eine weitere Digitalisierung der Armee. Deswegen habe die Regierung die
Ablehnung der Motion beantragt. Diesen Antrégen folgte die Standekammer; die Motion
wurde nicht Gberwiesen. ™
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Organisation militaire

Anfang Juni wurde im Sténderat eine Motion Jositsch (sp, ZH) mit dem Titel
Drogensuchtests in der Armee angenommen und dem Nationalrat Uberwiesen. Der
Motionar wollte damit durchsetzen, dass auch préaventive Drogensuchtests
durchgefuhrt werden und diese nicht mehr nur in Verdachtsféallen angeordnet werden
kénnen. Drogenkonsum sei in der Armee ebenso ein Thema, wie in der Gesellschaft und
wenn Armeeangehorige im Dienst stdnden, seien sie Teil der Staatsgewalt, bedienten
Waffen und lenkten Fahrzeuge. Bei Drogenmissbrauch koénnten Dritte gefahrdet
werden, weswegen Praventionsmassnahmen notig seien, so die Einschatzung des
Zurcher Standesvertreters. Der dadurch entstehende Eingriff in die personliche
Freiheit eines Armeeangehorigen bedarf einer gesetzlichen Grundlage, weswegen der
Weg Uber eine Motion gewéahlt worden war.

Der Bundesrat begrusste den Vorstoss und beantragte ihn zur Annahme, weswegen im
Ratsplenum keine Debatte ndtig wurde. Zudem gab Verteidigungsminister Parmelin in
seiner Stellungnahme im Rat nochmals seiner Offenheit gegenliber dem Vorstoss
Ausdruck, so dass das Geschaft diskussionslos anggnommen wurde. "

Kurz nach Bekanntwerden, dass Bundesrat Parmelin das BODLUV-Projekt sistiert hatte,
wollte die SiK des Nationalrates proaktiv Einfluss auf das Armeebudget nehmen und
mittels Motion sicherstellen, dass im Riistungsprogramm 2017 samtliche
Armeefinanzen flr die RUstungsausgaben eingesetzt werden kénnen und keine
Restkredite entstehen. Weil BODLUV urspringlich fur das Ruistungsprogramm 2017
vorgesehen gewesen war und folglich mit dessen zwischenzeitlichem Wegfall Gelder
frei geworden waren, wollte die Kommission erwirken, dass tatséchlich CHF 5 Mrd. flr
die Armee ausgegeben wirden und nicht etwa weniger. Dieser Meinung war auch die
Regierung, wie sie in ihrer Stellungnahme bekannt gab, jedoch empfahl sie die Motion
gleichwohl zur Ablehnung. Sie stellte jedoch auch bloss in Aussicht, dass die
RuUstungsplanung angepasst werde und flr den im RP 2017 berlcksichtigten Zeitraum
andere Projekte anvisiert wirden. Spezifische Projekte konnten damals vom Bundesrat
noch nicht benannt werden.

Kommissionssprecher Blchler (svp, SG) appellierte im Nationalrat an seine Kolleginnen
und Kollegen, dass die Armeefihrung dringend Planungssicherheit brauche und daflr
ein Rustungsprogramm uber CHF 700 Mio. nétig sei. Dies entsprach dem fur BODLUV
vorgesehenen Betrag. Minderheitssprecher Flach (glp, AG) hielt nichts von diesem
Antrag und nannte ihn ,sicherheitspolitisch und finanzpolitisch verantwortungslos”. Es
gebe gar kein Beschaffungsprojekt mit diesem hohen Finanzbedarf, das bereits
beantragt werden kénne. Trotz Gegenwehr - auch des Verteidigungsministers — wurde
die Motion mit 126 zu 63 Stimmen angenommen. ™

Die im Juni im Stédnderat angenommene Motion Jositsch (sp, ZH) zu préventiven
Drogensuchtests in der Armee fand im Nationalrat keine Mehrheit. Bereits in der SiK-
NR wurde das Geschéaft einstimmig abgelehnt, so dass kein anderes Verdikt des
Ratsplenums zu erwarten war. Hauptséachliches Argument gegen die Motion war, dass
die Armee bereits Uber genligende gesetzliche Grundlagen verflgt, um bei Anzeichen
von Drogenmissbrauch im Dienst Untersuchungen anzuordnen. Vermehrte
Drogensuchtests ohne konkreten Tatverdacht wirden hingegen dazu flihren, dass das
Vertrauensverhéltnis zwischen den Armeeangehorigen und ihren Vorgesetzten gestort
werden konnte. Ebenso wurden Bedenken bezlglich der zu erwartenden Kosten
geaussert.

In der Ratsdebatte hielt man sich nicht lange mit dieser Vorlage auf. Nach der klaren
Ansage aus der Kommission schien dies auch nicht nétig zu sein. Verteidigungsminister
Parmelin vertrat zwar auch in der Volkskammer nochmals den bundesréatlichen Antrag
auf Annahme der Motion mit der Versicherung, dass die Regierung eine vorsichtige und
verhaltnismassige Umsetzung dieses Anliegens anstreben werde. Das Ziel sei es, so
Parmelin, die Sicherheit im Strassenverkehr oder bei Schiessiibungen zu erhdhen.
Damit gelang der Umschwung jedoch nicht, nur 6 Stimmen wurden flur die Motion
abgegeben; 158 Nationalrate waren dagegen und 2 enthielten sich. ®
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Der Leistungsvertrag mit dem Nationalen Pferdezentrum Bern und damit in
Zusammenhang der Bestand an Reitpferden in der Armee beschaftigte im Frihjahr 2018
den Nationalrat. Die kleine Kammer hatte die Motion Fournier (cvp, VS) im Vorjahr
angenommen und damit daflr pladiert, den Bestand der Tiere bei 65 zu belassen und
entsprechend die finanziellen Mittel daflir bereit zu stellen. Die vorberatende WBK des
Nationalrates tagte Anfang 2018 zur Motion und zeigte sich wohlwollend: Zwar gab sie
ihr nicht die uneingeschrénkte Unterstitzung, aber mit dem Antrag an die
Volkskammer, die Motion leicht abgedndert anzunehmen, war die Richtung klar. Die
Kommissionsmehrheit schlug vor, den Bestand auf mindestens 55 Pferde zu fixieren.
Man kam damit auf einen Vorschlag der EFK zurlick, wonach bei optimalem Einsatz der
Pferde eine Reduktion des Bestands um 10% maoglich sei. Die Dienstleistungen sollen
demnach auch weiterhin von einem Drittanbieter erbracht werden (wie gegenwartig
vom nationalen Pferdezentrum). 45 Pferde plus 10 Jungtiere sollen diesen
Mindestbestand von 55 Tieren ausmachen, so kénnen sowohl Auftrage der Armee, als
auch weitere Aktivitaten, beispielsweise im Rahmen von J+S, erflllt werden. Die
Kommission hatte diesen Vorschlag mit 17 zu 7 Stimmen gefasst.

Die Ratsdebatte wurde dann durchaus mit einem Augenzwinkern geflhrt, es war von
einem Bazar die Rede, 38, 45, 55 oder 65 Pferde; die Frage um den Reitpferdebestand
trug seltsame Frichte. Es war bisweilen auch nicht ganz klar, ob der Bundesrat effektiv
eine Bestandsreduktion ins Auge gefasst, oder lediglich gedussert hatte, dass ein
Bestand von 38 (oder auch 45) Pferden im Prinzip auch ausreichend wére, um die
Aufgaben wahrzunehmen. Die Regierung selbst hatte sich in der Zwischenzeit ebenfalls
damit abgefunden, dass man nicht unbedingt von weniger Tieren ausgehen musse.
Christian Wasserfallen (fdp, BE) &usserte namens der Kommissionsminderheit, dass
man die Motion ablehnen kénne, weil sich nichts dndern wirde, da weder Reitpferde
noch Lasttiere aufgegeben wirden, und die Ausschreibung flir den neuen
Leistungsvertrag komme ohnehin. Der Verteidigungsminister hatte das Schlusswort, und
auch er nutzte es leicht sarkastisch: Der Bundesrat stelle sich weder auf die
Hinterbeine, noch wiehere er vor Freude: er flge sich der veranderten Motion. Mit 149
zu 21 Stimmen (bei elf Enthaltungen) wurde die Motion zur Bereinigung dem Standerat
zurlckgegeben. ™

Die Genehmigung der abgednderten Motion zum Leistungsvertrag mit dem Nationalen
Pferdezentrum Bern respektive zum Bestand der Armee-Reitpferde war im Standerat
nur noch Formsache. Nachdem der Nationalrat quasi einen Kompromissvorschlag
verabschiedet hatte und die WBK des Stéanderates diesem folgen wollte, stand die
Motion Fournier (cvp, VS) in der Sommersession 2018 im Stédnderatsplenum auf der
Tagesordnung. Die Kommission beantragte mit 7 zu 3 Stimmen, der nationalratlichen
Version zuzustimmen, auch weil sich der Bundesrat dafur ausgesprochen hatte. Damit
signalisierte die Kommission ihre Haltung, dass die Pferde sowohl fur militarische als
auch fur kulturelle Belange von wesentlicher Relevanz seien.

Die Kantonsvertreterinnen und -vertreter folgten diesem Antrag nach einer nur kurzen,
dafur heiteren Debatte. Kommissionssprecherin Seydoux (cvp, JU) berichtete Uiber den
gefassten Beschluss der Volkskammer und dem dort vorgesehenen, verkleinerten
Pferde-Bestand von 55 Tieren. Mit massigem Enthusiasmus hatte der zustandige
Verteidigungsminister damals diese Korrektur zur Kenntnis genommen und
Ratsprasidentin Keller-Sutter (fdp, SG) erteilte dem Magistrat das Wort mit der
Anmerkung, dass nun auch der Stéanderat seinen Enthusiasmus testen werde. Die damit
ausgeloste Heiterkeit kulminierte in Parmelins Anmerkung, man habe die 10 Pferde, die
aus dem Bestand gestrichen werden, (brigens nicht gegessen.
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Armement

Marco Romano (cvp, TI) hatte Mitte 2015 eine Motion eingereicht, mit der er erwirken
wollte, dass Guter und Dienstleistungen fur die Armee auch durch KMU geliefert, bzw.
erbracht werden kénnen. Die Armasuisse sollte verpflichtet werden, Ausschreibungen
grundsatzlich immer in den drei Amtssprachen zu publizieren und die verlangten
Produktionsmengen auf die Méglichkeiten der KMU abzustimmen. Darliber hinaus
sollen aber insbesondere auch Anstrengungen unternommen werden, um Unternehmen
in die Beschaffungsprozesse einzubinden, die nicht in den grdsseren
Produktionsregionen des Mittellandes angesiedelt sind. Mit den hochwertig
produzierenden KMU als "Rlckgrat der Schweizer Wirtschaft" seien die
Voraussetzungen gegeben, jedoch wirden hunderte Firmen aufgrund hoher
Mengenanforderungen und kurzen Fristen ausgeschlossen. Hierin sah der Motionar
noch grosses Potenzial, zumal frihere Anstrengungen der Armee, vermehrt auf
Schweizerische Produkte zu setzen, sehr geschatzt worden seien.

Der Bundesrat zeigte sich zurlckhaltend bezlglich dieser Forderungen. Zwar
anerkannte er die Stossrichtung der Uberlegungen, verwies aber auch auf zahlreiche
Bestimmungen, in denen bereits weitgehende Regelungen diesbezlglich umgesetzt
werden. Ausschreibungen werden Uber das Gesetz und die Verordnung Uber das
offentliche Beschaffungswesen geregelt - dort wird auch der Grundsatz der
Gleichbehandlung aller Anbieter hoch gehalten und ebenso die Achtung der
Sprachregionen. Im Falle von Bauten ist festgelegt, dass gerade auch die Amtssprache
des Standorts der Gebaude im Ausschreibungsverfahren benutzt wird. In der Summe
kam die Landesregierung zum Schluss, dass die geforderten Anliegen bereits erfillt
seien, weswegen die Motion zur Ablehnung beantragt wurde. Im Bereich der Sprachen
seien Neuerungen im sich in Revision befindlichen Beschaffungsrecht zu erwarten.

Im Herbst 2016 gelangte die Motion in den Nationalrat. Romano gab seinem Anliegen
nochmals Ausdruck und fokussierte dabei auf die Sprachenfrage. Es sei essenziell, dass
die Beschaffungsauftrage in den drei Amtssprachen vorlagen. Auch wenn der Bundesrat
diesbezlglich Verbesserungen in Aussicht stelle, gab sich Romano skeptisch ob der
tatsachlichen Umsetzung in diesem konkreten Feld. Der Verteidigungsminister ausserte
sich nur kurz zum Antrag und blieb beim Verweis auf die laufenden Arbeiten. Der
Nationalrat liess sich aber nicht auf die Haltung der Regierung ein und nahm die Motion
an. 106 Ja-Stimmen standen 81 Nein-Stimmen gegenlber, ein Ratsmitglied enthielt
sich. "

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport
Sport

Mit einer Motion zur Sicherung des Programms .Jugend und Sport” (J+S) befeuerte
Peter Fohn (svp, SZ) die Debatte zur Sportférderung. Er knipfte damit an Prozesse aus
dem Vorjahr an. Der Innerschweizer sorgte sich um die Finanzierung von Jugend+Sport
durch den Bund und forderte entsprechend die Regierung auf, auch fur kommende
Jahre genligend Fordergelder zur Verflgung zu stellen. J+S sei 2015 um 6 Prozent
gewachsen und fur 2017 werde mit einem Zuwachs um 7 Prozent gerechnet, so der
Antragsteller. Kindersport und freiwilliger Schulsport seien dabei die besonders
erfolgreichen Sparten des Programms. Fohn wollte daher erreichen, dass der Bund
mehr Geld fur J+S bereitstelle, um dessen Stabilitat zu gewéhrleisten und den
Beteiligten Planungssicherheit zu geben.

Der Bundesrat zeigte sich wie der Motionar Uberzeugt von der Bedeutung und dem
Erfolg, aber auch der politischen Anerkennung, die das Programm geniesse. Er verwies
jedoch auf den Entscheid zum Nachtragskredit von 2015, wo J+S CHF 17 Mio.
zugesprochen wurden, um das Beitragswachstum 2015 aufzufangen. Der Bundesrat sah
zwar ein, dass die erneut héhere Dotierung des Budgets ab 2016 (plus CHF 20 Mio.)
aufgrund des ,aus sportpolitischer Sicht erfreulichen” Wachstums bereits 2017 nicht
mehr ausreichen werde. Trotzdem wollte er die zukinftige Erhéhung der Beitrége offen
lassen, da er nicht vorgreifen und stattdessen abwarten wollte, bis man mit der
~Gesamtschau Sportférderung des Bundes” weiter vorankam. Im Lichte der dort zu
fassenden Entscheidungen und unter Bertcksichtigung des Voranschlages 2017 mit dem
IAFP 2018-2020 beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion Fohn.

Im Standerat verteidigte Fohn sein Anliegen und erhielt Rickendeckung von den
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Standeraten Bischofberger (cvp, Al) und Graber (cvp, LU); Letzterer ist auch
Mitunterzeichner der Motion und Urheber eines friheren Vorstosses dazu. Der
Motionar nahm auf eine zunehmende Sorge vonseiten diverser J+S-Akteure,
insbesondere von Leiterinnen und Leitern sowie Veranstaltern, Bezug. Man sei Uber die
finanziellen Kirzungen besorgt, dies wurde dem Parlament auch von diversen
Sportorganisationen zugetragen. Es fehle das Geld, weil ,zu gut gearbeitet wurde” -
dieser Umstand sei unverstandlich, so Fohn. Es sei essenziell, den geleisteten Effort
und den Erfolg des Programms J+S weiterhin zu unterstitzen und entsprechend auch
mit ausreichend finanziellen Zuwendungen zu férdern. Bischofberger mahnte die
Standeratinnen und Standeréate an ihre Verantwortung, es sei ihre Aufgabe, die in den
Voranschlagen geplanten Mittel zu sprechen. Graber nahm das Stichwort ,Gesamtschau
Sportférderung” auf, zeigte sich jedoch nicht einverstanden mit der Gleichbehandlung
der beiden Geschéafte. Denn die Foérderung von J+S sei nicht mit der Gesamtschau
gleichzusetzen, das sei .ein finanzpolitischer Vorwand” des Bundesrates. Daraus
ableitend furchtete Graber ein Ausspielen der Geféasse gegeneinander und dann einen
~Showdown” innerhalb der Sportférderung. Zudem gab es gemass Graber auch
Ungereimtheiten gegentber friheren Aussagen des Bundesrates, genannt wurde sein
eigenes Postulat aus dem Vorjahr. Damals hatte der Bundesrat gefordert, dass allféllige
Beitragssenkungen frihzeitig bekannt gegeben wurden. Etwas anders ordnete Anita
Fetz (sp, BS) die Diskussion ein. Zwar stand sie klar fur J+S ein, sie wollte jedoch den
Weg der Regierung gehen und weitere Entwicklungen abwarten. Sportminister Parmelin
vertrat die bundesratliche Ablehnung der Motion. Nicht nur das: Seiner Ansicht nach
waren die Forderungen Féhns bereits erflllt, da in der Gesamtschau Sportférderung
eine hdhere finanzielle Ausstattung von J+S skizziert wurde: plus CHF 10 Mio. fur 2017
und Uberdies Erhéhungen um CHF 15 Mio. flr 2018, CHF 20 Mio. fur 2019 und CHF 25
Mio. flr das Jahr 2020.

Trotz dieser Einwande wurde die Motion mit 22 zu 17 Stimmen und einer Enthaltung an
die grosse Kammer tiberwiesen. "

Nachdem der Standerat die Motion zur Sicherung des Programms ,,Jugend und Sport”
von dessen Mitglied Peter Féhn (svp, SZ) angenommen hatte, befasste sich in der
Wintersession des gleichen Jahres die Volkskammer mit dem Vorstoss. Die WBK hatte
sich im Vorfeld der Beratung zuséatzliche Informationen beschafft und dabei erfahren,
dass der Bundesrat bereits in die Wege geleitet hatte, die Gelder zugunsten von J+S zu
erhéhen. So wurden im Voranschlag 2017 Mittel fir den Aktionsplan Sportférderung
reserviert, dartber hinaus wurde auch mit einer jahrlichen Erhéhung der Beitrége um
CHF 5 Mio. gerechnet. Vor diesem Hintergrund sei das Motionsanliegen bereits erfillt,
resimierte die Kommission. Dennoch wollte sie die Motion unterstitzen, gerade auch
um Bereiche wie den freiwilligen Schulsport oder Sportangebote zu
Integrationszwecken zu fordern.

Im Plenum gab es keine Debatte dazu, einzig Sportminister Parmelin meldete sich zu
Wort. Die Regierung war nach wie vor gegen die Motion: Die Anliegen seien bereits
erflllt, einerseits durch besagten Aktionsplan, der zwei Monate zuvor beschlossen
worden war, und andererseits durch die Budgeterhéhungen, die fur das Finanzjahr
genehmigt worden waren. Mit 172 zu 7 Stimmen (bei einer Enthaltung) wurde die Motion
aber entgegen dem bundesréatlichen Antrag deutlich angenommen.

Eine gleichlautende Motion Lohr (cvp, TG; Mo. 16.3149) wurde nach diesem Votum
zuriickgezogen.

Das Sportférderprogramm J+S geriet jungst vermehrt in die Aufmerksamkeit der
eidgendssischen Réate. Gerade dessen finanzielle Ausstattung war jeweils ein
umstrittener Punkt. In diese Kerbe schlug auch Andrea Gmdr (cvp, LU), die mit ihrer
Motion die Aufhebung des Moratoriums fiir neue J+S-Sportarten herbeifiihren wollte.
Gmur wollte mit ihrer Motion erreichen, dass neue Sportarten, die eine bestimmte
Grosse haben und zusatzlich Uber etablierte Verbands- und Vereinsstrukturen
verfligen, in die J+S-Programme aufgenommen werden und so entsprechende
Fordergelder beantragen kénnen. Der Unterstitzungsstopp sei nicht mehr zeitgemass.
Besonders das Verharren auf dem Zustand von 2009 - als aus finanziellen Bedenken die
Unterstlitzung neuer Sportarten blockiert worden war - wirke inzwischen wie eine
willkirliche Begrenzung. Seither hatten sich nicht nur neue Sportarten als sehr beliebt
herausgestellt, sondern es habe auch ein Wandel stattgefunden. So sei beispielsweise
der Sportartenkatalog des olympischen Komitees weiterentwickelt worden. Gmur
schwebte als Losung eine Umschichtung der Gelder vor, was sich mit einem Kniff
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haushaltsneutral umsetzen lasse: Die fir die neuen Sportarten bendtigten Mittel sollten
dem Funktionskredit enthnommen und einem Subventionskredit zugefuhrt werden.

Der Bundesrat konnte dem Vorstoss nicht viel abgewinnen. In seiner Stellungnahme
argumentierte er gegen die Motion, da die angesprochenen Anpassungen seiner
Meinung nach nicht gerechtfertigt seien. Eine markante Nachfrageverschiebung in
Richtung neuer Trendsportarten sei nicht zu erkennen und nur zwei Sportarten
Uberstiegen in letzter Zeit die kritische Schwelle von 1 Promille (aller Teilnehmenden an
den J+S-Kursen). Dies ist der nach geltender Gesetzgebung (Verordnung des VBS Uber
Sportférderungsprogramme und -projekte) vorgegebene Richtwert, nach der eine neue
Sportart als J+S-bezugsberechtigt klassiert wird. In absoluten Zahlen ausgedrickt
entsprach dies im Jahr 2017 600 Kindern und Jugendlichen. Von den letzten 25
Aufnahmegesuchen fir J+S-Leistungen erfullten lediglich American Football und die
Subgruppe der Kampfkinste dieses Kriterium. Aufgrund des Moratoriums, dessen
Gultigkeit im Bundesgesetz tUber das Konsolidierungs- und Aufgabenlberprifungspaket
2014 verlangert worden war, hatte der Bundesrat alle neuen Antrége abgelehnt.

Das Geschéft war dann im Nationalrat unbestritten. Nach nur zwei Wortmeldungen, die
Motionarin und der Sportminister wiederholten im Wesentlichen ihre Haltungen, wurde
Uber die Motion abgestimmt. Der von 36 Nationalrdtinnen und Nationalraten
mitunterzeichnete Vorstoss wurde mit 133 zu 37 Stimmen deutlich angenommen (12
Enthaltungen).

Nachdem die Motion Gmiur (cvp, LU) zur Aufhebung des Moratoriums fiir neue J+S-
Sportarten im Nationalrat Anklang gefunden hatte, war es am Sténderat, hierzu Stellung
zu beziehen. Seine vorberatende WBK hatte sich Mitte Februar 2018 damit befasst und
eine Modifikation vorgeschlagen. Mit elf zu null Stimmen und einer Enthaltung empfahl
sie sodann dem Plenum, die Motion anzunehmen. Die vorgeschlagene Anderung
umfasste lediglich eine Préazisierung des Motionstextes, indem nicht vorgegeben
werden sollte, wie die Umschichtung der Gelder vorzunehmen sei, um so der
Verwaltung mehr Handlungsspielraum einzurdumen. Mit dieser Anpassung soll das
Moratorium sehr wohl aufgehoben werden, jedoch wird der Losungsweg der Verwaltung
Uberlassen.

Mit diesen positiven Vorzeichen gelangte die Motion in der Fruhjahrssession 2018 auf
die Tagesordnung des Standerates. Im Plenum gab es wenig Anlass fir eine lange
Debatte. Kommisionssprecher Eder (fdp, ZG) betonte in seinem Votum, dass die WBK-
SR dem J+S eine grosse Bedeutung zumesse, nicht nur, weil das Programm der
Sportférderung diene, sondern auch, weil es Kinder und Jugendliche in
verschiedensten Sportarten schule. Bezlglich des seit 2009 geltenden Moratoriums war
man in der Kommission der Meinung, dass es sich nicht mehr rechtfertige, noch langer
neue Sportarten auszuschliessen, wenn sie die Aufnahmekriterien zum J+S-Programm
erflllten. Die im Raum stehende Abanderung des Motionstextes wurde als umsetzbarer
erachtet als die Vorgabe aus dem urspringlichen Text, weil das Baspo gegebenenfalls
Basisleistungen fur bereits bezugsberechtigte Sportarten kiirzen musste, was nicht das
Ziel der Motion waére. ,Traditionelle Sportarten durfen durch das Moratorium nicht
bestraft werden”, so die Quintessenz aus der Kommissionsvorarbeit. Die neue
Formulierung beschrénkte sich also auf die Vorgabe, dass die Aufnahme neuer
Sportarten haushaltsneutral zu erfolgen hat. Auch der Sportminister ergriff das Wort
und ausserte sich nicht nur zur Kehrtwende der Regierung (die Motion sollte nach
ihrem Willen urspringlich abgelehnt werden), sondern er beglliickwiinschte sogar die
Kommission fur die .formulation miracle”, fir das Finden einer Patentlésung quasi. Mit
dem Segen des Bundesrates wurde die Motion in ihrer neuen Fassung dem Nationalrat
zur Verabschiedung tberlassen. %
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